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Fragen

1. Welche Zuweisungen verteilt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) im

laufenden Jahr an die Träger für lntegrationskurse (bitte aufschlüsseln nach Ländern und

Zuweisung pro Unterrichtsstunde) und nach welchen Kriterien erfolgt die Verteilung der

Mittel?

2. Plant die Bundesregierung die Einführung eines verbindlichen einheitlichen Mindestho-

norars bei allen Trägern (bitte begründen), und wenn ja, in welcher Höhe?

Antworten

Zu 1.

Eine Mittelverteilung an die Länder findet nicht statt. Vielmehr werden Zahlungen unmittel-

bar an private und öffentliche lntegrationskursträger geleistet, die bundesweit nach regio-

nalem Bedarf lntegrationskurse durchführen. Teilnahmeberechtigte an einem lntegrations-

kurs können sich bei einem vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) zuge-

lassenen Kursträger ihrer Wahl anmelden. Eine Unterrichtsstunde wird dem Kursträger mit

Z,3S €je Teilnehmer vergütel. Zusätzlich erhalten die Kursträger pro Teilnehmer eine ein-

malige Venrualtungskostenpauschale in Höhe von 7 € sowie eine Fahrtkostenvenrvaltungs-

pauschale in Höhe von 3,90 €b2w.6,50 € je Kursabschnitt (bei Teilnahme am Kooperati-

onsmodell) sowie Zuschläge bei Alphabetisierungs- und Jugendkursen (3 bzw. 5 € je Un-

terrichtsstunde).



Die nachfolgende Tabelle zeigt die rechnerische Verteilung der im 1. Halbjahr 2011 ange-

fallenen Ausgaben auf Kursträger (Näherungswerte) in den Bundesländern. Die lnformati-

on zur Mittelverleilung erfolgt auf der Basis der Teilnehmer des 1. Quartals 2011, da die

Halbjahreszahlen 2011 noch nicht vorliegen.

Neue Teilnehmer

im ersten Quartal

201.1.

Kursträger in absolut Prozentual

Ausgaben im 1. Halbjahr

2011,

in Mio. €

Baden-Württemberg 3.969 !3,3% 13,8 €

Bavern 3.738 12,5% 13,0 €

Berlin 2.784 9,3% 9,7 €

Brandenburg 385 t,3% L,3 €

Bremen 458 1.,sYo 1,6 €

Hamburg L.431 4,8Yo 5,0 €

Hessen 2.936 9,9yo to,2€

Mecklenburg-

Vorpommern 290 1,,0%;o l_,0 €

Niedersachsen 2.042 6,8%o 7,I€

Nord rhein-Westfalen 7.488 25,0% 26,0€

Rheinland-Pfalz L.463 4,go/o 5,L €

Saarland 332 L,IYO 1,L €

Sachsen 593 2,0% 2,T€

Sachsen-Anhalt 37t L,zyo t,2€

Schleswig-Holstein 806 2,7% 19€

Thürinsen 322 L,I% L,L€

Unbekannt*) 540 1,,7% l-,8 €

Gesamt 29.948 too,o0% 103,9 €

*\Die Zuordnung der neuen Kursteilnehmer zum Bundesland erfolgt an Hand des Wohnortes. Für die unter "unbekannt" ausgewiesenen Teilnehmer isl

)
eine eindeutige Zuordnung zu einem Wohnort nicht möglich



Zu 2.

Aus verfassungs- und vergaberechtlichen Gründen besteht weder zum jetzigen Zeitpunkt

eine verbindliche Mindesthonoraranforderung gegenüber den Trägern, noch ist für die Zu-

kunft eine solche geplant. Zur Verhinderung von Dumpinglöhnen ist aber im Zulassungs-

verfahren eine verkü rzte Zulassungszeit bei der Zahlung von Honoraren unterhalb von 15

Euro pro Unterrichtseinheit vorgesehen, vgl. die Antwort des Parlamentarischen Staats-

sekretärs Dr. Christoph Bergnervom 1. Juni 2011 auf die Schriftliche Frage derAbgeord-

neten Sabine Bätzing-Lichtenthäler auf BT-Drs. 1716541, Seite 14 und die Antwort der

Bundesregierung auf Frage 16 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE auf BT-Drs.

1711536 vom 30. April 2010.


